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Kollektivverträge sind eine der zen-
tralen Institutionen des europäischen
Sozialmodells. Gemeinsam mit der be-
trieblichen Mitbestimmung durch Be-
triebsräte sichern sie den Arbeitneh-
merInnen Mitwirkung an der Gestal-
tung der Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen. Diese Dimensionen der Wirt-
schaftsdemokratie bilden wichtige Ele-
mente des demokratischen politischen
Systems in den Ländern der EU.1

Kollektivverträge haben viele wirt-
schaftliche, soziale und politische
Funktionen, und dies nicht nur für die
unselbstständig Beschäftigten und die
Gewerkschaften (Schutz-, Verteilungs-
und Partizipationsfunktion), sondern
auch für die Arbeitgeber (Wettbe-
werbsordnung, Befriedungsfunktion,
Senkung der Transaktionskosten). Die
Regelung konfliktträchtiger Fragen der
Arbeits-, Lohn- und Sozialpolitik durch
die Sozialpartner entlastet den Staat.
Und aus postkeynesianischer Pers-
pektive haben überbetriebliche Kollek-
tivverträge wichtige makroökonomi-
sche Funktionen (Steuerung der Lohn-
entwicklung durch koordinierte Kollek-
tivverhandlungen, produktivitätsorien-
tierte Lohnpolitik, Abstimmung zwi-
schen Fiskal-, Geld-, Lohn- und Be-
schäftigungspolitik zugunsten der ge-
samtwirtschaftlichen Steuerung, auto-

matische Stabilisierungsfunktion, stär-
ker egalitäre Lohnstruktur, Funktions-
fähigkeit der Arbeitsmärkte usw.).

Und dennoch sind die Kollektivver-
handlungssysteme in der EU in den
letzten beiden Jahrzehnten2 unter
Druck geraten. ProponentInnen neoli-
beraler Politik sehen Gewerkschaften
und Kollektivverträge als „Arbeits-
marktrigiditäten“, welche die Hand-
lungsfähigkeit der Unternehmer ein-
schränkten und nachteilig für Beschäf-
tigungs- und Wirtschaftswachstum sei-
en. Mit den Zielen, die Flexibilität der
Arbeitsmärkte zu verstärkten und die
preisliche Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen zu erhöhen, haben neo-
liberale PolitikerInnen auf europäi-
scher Ebene und in den Mitgliedstaa-
ten Maßnahmen gesetzt, um den De-
ckungsgrad und die Regelungsdichte
v. a. der überbetrieblichen Kollektivver-
träge zu reduzieren.

Als Nutznießer neoliberaler Politiken
waren Arbeitgeber in vielen, wenn-
gleich längst nicht allen Mitgliedslän-
dern bemüht, dezentrale Verhand-
lungssysteme mit geringer substan-
zieller Breite durchzusetzen. Diese De-
zentralisierungsbestrebungen von Ar-
beitgeberseite wurden insbesondere
während der Großen Rezession von
Regierungen mit neoliberaler Pro-
grammatik und durch die Interventio-
nen der Troika im Bereich der Lohn-
und Kollektivvertragspolitik intensiviert.

Unorganisierte Dezentralisierung un-
terminiert die vertikale Steuerungsfä-
higkeit überbetrieblicher Kollektivver-
träge bzw. von Mehrebenen-Systemen
und macht gesamtwirtschaftliche und
transnationale Koordination der Lohn-
entwicklung unmöglich. Eine gesamt-
wirtschaftliche Abstimmung von Fis-
kal-, Geld-, Lohn- und Beschäftigungs-
politik, die von postkeynesianischen
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ÖkonomInnen für notwendig erachtet
wird, ist dann ausgeschlossen, weil
das Instrument Lohnpolitik nicht mehr
existiert.3

Und selbst organisierte Dezentrali-
sierung der Kollektivverhandlungen be-
einträchtigt die vertikale Steuerungsfä-
higkeit der Verbände und Verhandlun-
gen, falls die in Öffnungsklauseln ent-
haltenen Ausnahmeregelungen weit
gefasst sind. Die Ersetzung von kollek-
tiver Lohnsetzung auf überbetriebli-
cher Ebene durch Verhandlungen auf
Betriebs- oder Unternehmensebene
bedeutet auch, dass Löhne im betref-
fenden Wirtschaftsbereich nicht mehr
aus dem Wettbewerb genommen sind.
Die Gewerkschaften verlieren mit Bran-
chenkollektivverhandlungen und ande-
ren das Verhandlungssystem stützen-
den Institutionen (v. a. Allgemeinver-
bindlichkeitsmechanismen) wesentli-
che institutionelle Machtressourcen,
und die Machtbalance neigt sich noch
stärker zugunsten der Arbeitgeber.

Im Mittelpunkt des vorliegenden drei-
bändigen Werks stehen 28 Länderbei-
träge, welche die Entwicklung der na-
tionalen Kollektivvertragssysteme im
Zeitraum zwischen 2000 und etwa
2015 beschreiben und analysieren.
Verfasst wurden diese Länderkapitel
jeweils von nationalen ExpertInnen (Ö:
Vera Glassner und Julia Hofmann, D:
Torsten Müller und Thorsten Schulten).
Die von Clegg (1976) herausgearbeite-
ten sechs Dimensionen der Kollektiv-
verhandlungen bestimmen die analyti-
sche Struktur aller Länderbeiträge:

1.) Deckungsquote der Kollektivver-
träge;

2.) Verhandlungsebenen;
3.) Verhandlungstiefe, d. h. das Aus-

maß der Einbeziehung der Akteure auf
der Unternehmensebene in die Kollek-
tivvertragsverhandlungen;

4.) Verhandlungssicherheit, worun-
ter die Unterstützung von Arbeitgebern
und Staat für die Kollektivverträge zu
verstehen ist;

5.) inhaltliche Breite der Kollektivver-
träge;

6.) Verhandlungskontrolle, d. h. das
Ausmaß der Einflussnahme der verein-
barten Regelungen auf die tatsächli-
chen Lohn- und Arbeitsbedingungen.

In der Einleitung befassen sich die
Herausgeber mit den wirtschaftlichen,
politischen und ideologischen Rah-
menbedingungen des Beobachtungs-
zeitraums, v. a. den Facetten neolibe-
raler Politik. Im abschließenden Kapitel
fassen sie die Ergebnisse der Länder-
studien bezüglich der sechs Clegg’-
schen Dimensionen zusammen und
ziehen ihre Schlussfolgerungen hin-
sichtlich der Machtverschiebung zwi-
schen den Akteuren der Arbeitsbezie-
hungen und der Möglichkeit, politische
Maßnahmen, welche die Reichweite,
Breite und Effektivität der Kollektivver-
tragssysteme beeinträchtigten, rück-
gängig zu machen.

Verhandlungsebenen

Die Branche ist in den EU-15-Län-
dern (mit Ausnahme von GB, IRL und
GR) nach wie vor die wichtigste Ver-
handlungsebene im Hinblick auf die
Deckungsquote. In den Transforma-
tionsländern hingegen finden Kollektiv-
verhandlungen überwiegend oder aus-
schließlich auf der Unternehmensebe-
ne statt (Ausnahme SLO).

In Westeuropa setzte sich allerdings
die organisierte Dezentralisierung fort.
Organisierte Dezentralisierung bedeu-
tet, dass die Artikulation zwischen der
Branchen- und der Unternehmensebe-
ne beibehalten, aber modifiziert wird,
sodass auf Unternehmensebene De-
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tailregelungen oder Abweichungen
möglich sind, wobei die Kontrolle durch
die Branchenakteure aufrecht bleibt,
und dies sowohl in prozeduraler als
auch substanzieller Hinsicht. Es waren
Arbeitgeberverbände und neoliberale
PolitikerInnen, welche auf erweiterte
Handlungsspielräume der Unterneh-
men drängten, bei gleichzeitiger Erhal-
tung der Regelungskapazität auf Bran-
chenebene. Der Stärke der Gewerk-
schaften in den Unternehmen kam
eine wesentliche Rolle dabei zu, die
Bindung der betrieblichen Regelungen
an die Vereinbarungen auf der Bran-
chenebene sicherzustellen.

Unorganisierte Dezentralisierung im-
pliziert die Loslösung der Unterneh-
mensebene von der Branchenebene
oder überhaupt das Verschwinden
von Branchenabkommen. Einige von
der Troika im Einvernehmen mit neoli-
beralen Regierungen während der
Großen Rezession durchgesetzten In-
terventionen in nationale Kollektivver-
handlungssysteme leisteten disorgani-
sierter Dezentralisierung Vorschub,
bspw. die Aufhebung oder Umkehr des
Günstigkeitsprinzips, die Verschärfung
der Repräsentativitätskriterien für Ge-
werkschaften auf Branchen- und Un-
ternehmensebene sowie die Zuerken-
nung der Kollektivvertragsfähigkeit an
nichtgewerkschaftliche Belegschafts-
vertretungen bei Fehlen von repräsen-
tativen Gewerkschaften. In Griechen-
land hatten derartige Maßnahmen eine
starke Dekollektivierung der Lohnset-
zung zur Folge, d. h. eine drastische
Abnahme des Deckungsgrads und der
Regelungskapazität des Gesamtsys-
tems. An die Stelle von kollektiver
Lohnsetzung traten Verhandlungen
zwischen den Unternehmensleitungen
und einzelnen ArbeitnehmerInnen
bzw. de facto die einseitige Lohnset-

zung durch die Unternehmensleitun-
gen.

Verhandlungssicherheit

Seit dem Inkrafttreten der 3. Stufe
der Währungsunion sank infolge der
intensivierten innereuropäischen Ar-
beitsteilung und der verstärkten Regi-
mekonkurrenz in Branchen mit hohen
Außenhandelsquoten, in denen die
Preiskonkurrenz dominierte, das Inter-
esse von Arbeitgeberverbänden an der
Eliminierung der nationalen Lohnkon-
kurrenz durch Branchenkollektivverträ-
ge. Die große Mehrheit der Arbeitge-
berverbände in den EU-15-Ländern
wandte sich jedoch nicht völlig von
überbetrieblichen Vereinbarungen ab,
sondern bevorzugte die Regelung von
Abweichungsoptionen unter klar defi-
nierten Umständen, also organisierte
Dezentralisierung, und eine geringere
inhaltliche Breite von Branchenkollek-
tivverträgen. In einigen westeuropäi-
schen Ländern, insbesondere in
Deutschland, waren Öffnungsklauseln
allerdings nicht mehr Instrumente zur
Stützung des Branchenkollektivver-
tragssystems in Ausnahmesituationen,
sondern dienten Arbeitgebern dazu,
sich den Regelungen eines überbe-
trieblichen Abkommens dauerhaft zu
entziehen. In diesen Fällen bewirkte
organisierte Dezentralisierung eine
nachhaltige Fragmentierung der über-
betrieblichen Kollektivverträge.

Hatte die schleichende Erosion der
Branchenkollektivverträge in vielen
EU-15-Ländern aufgrund sinkender
Unterstützung durch Arbeitgeberver-
bände Gegenmaßnahmen von Seiten
der nationalen Regierungen und der
EU-Kommission zur Folge? Das war
im Allgemeinen nicht der Fall:

„This ‚incremental erosion‘ of indus-
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trial collective bargaining was rarely
accompanied by state- or EU-led initia-
tives to strengthen collective bargain-
ing. To the contrary, the neoliberal pol-
icy agenda pursued by many govern-
ments sought to increase flexibility by
limiting the coverage and scope of col-
lective bargaining.“ (S. 8)

Noch erheblich geringer ist die Unter-
stützung für überbetriebliche Kollektiv-
verträge durch Arbeitgeberverbände
und Staat in den Transformationslän-
dern. In vielen Branchen fehlen dort
überhaupt Arbeitgeberverbände, oder
diese sind nicht mandatiert, fragmen-
tiert und schwach. Unternehmer zö-
gern, Arbeitgeberverbände mit einem
Mandat für Verhandlungen auf überbe-
trieblicher Ebene auszustatten. Eine
ablehnende Haltung gegenüber der
kollektivvertraglichen Regulierung des
Arbeitsmarkts ist unter Unternehmern
weitverbreitet. Die Zersplitterung der
Gewerkschaften, deren dramatisch
sinkender Organisationsgrad und die
Schwächung anderer organisatori-
scher und gesellschaftlicher Machtres-
sourcen verstärkten die Abneigung
von Arbeitgebern und Arbeitgeberver-
bänden gegen Branchenkollektivver-
träge.

Im Zuge der Systemtransformation
wurden zwar überall die rechtlichen
Voraussetzungen für Mehrebenen-
Kollektivverträge geschaffen. Tatsäch-
lich etablierten sich in den meisten
Transformationsländern (Ausnahmen
SLO, HR, RO) dezentralisierte Ver-
handlungssysteme. Von Seiten der
Regierungen blieb es zumeist bei rein
rhetorischen Bekenntnissen zu über-
betrieblichen Kollektivverträgen.

Auf die von Troika und neoliberalen
Regierungen initiierten Interventionen
in die Lohnpolitik der betreffenden Län-
der während der Großen Rezession,

welche sich in erster Linie gegen
Reichweite und Breite der überbetrieb-
lichen Kollektivverträge richtete, wurde
bereits hingewiesen. Abgesehen von
den schon erwähnten institutionellen
Demontagen und Modifikationen sind
die Aufhebung bzw. verschärfte Krite-
rien für die Allgemeinverbindlichkeit
von Branchenkollektivverträgen her-
vorzuheben.

Vergleichsweise große Verhand-
lungssicherheit besteht nach wie vor in
den wissensintensiven Industrie- und
Dienstleistungsbranchen der hoch ent-
wickelten westeuropäischen Länder
(mit Ausnahme von GB), wo implizites,
unternehmensspezifisches Wissen
eine große oder entscheidende Rolle
spielt. Arbeitgeberverbände sind dort
weiterhin an Branchenkollektivverträ-
gen interessiert, u. a. wegen der Aus-
und Weiterbildungsmaßnahmen, die
teilweise den Charakter von Gruppen-
gütern haben und bi- oder tripartit ver-
waltet werden, und ferner, um wegen
der wissensbedingt ausgeprägten
wechselseitigen Abhängigkeit Konflik-
te von der Betriebsebene fernzuhal-
ten.4

Deckungsquote

Im Schnitt der EU-17-Länder (ge-
wichtet nach der Anzahl der unselbst-
ständig Beschäftigten, deren Arbeits-
bedingungen durch Kollektivverträge
geregelt werden können) verringerte
sich der Deckungsgrad leicht, nämlich
von 73% 2000 auf 69% 2015. In den
EU-11-Staaten hingegen fiel die kollek-
tivvertragliche Deckungsquote stark:
Schwankte sie zwischen 2000 und
2010 zwischen 40 und 60%, so lag sie
seit 2011 nur noch im Bereich zwi-
schen 25 und 35%. Die beträchtlichen
Schwankungen des Durchschnitts-
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werts von Jahr zu Jahr waren das Er-
gebnis von Regierungswechseln und
geänderten Haltungen von Arbeitge-
berverbänden.

Die Erzielung einer hohen Dec-
kungsquote der Kollektivverträge (über
50%) hatte folgende institutionelle Vor-
aussetzungen:

1.) Nur nationale Kollektivvertrags-
systeme, wo überbetriebliche Kollek-
tivverträge – in fast allen Fällen Bran-
chenkollektivverträge – dominierten,
erreichten einen hohen Deckungsgrad.
In dezentralen Verhandlungssystemen
ist es nicht möglich, eine hohe De-
ckungsquote zu realisieren.

2.) Erga-omnes-Regelungen: Kollek-
tivverträge gelten dann auch für jene
unselbstständig Beschäftigten eines
unterzeichnenden Arbeitgebers, die
nicht Gewerkschaftsmitglieder sind.

3.) Allgemeinverbindlichkeitserklärun-
gen oder funktionale Äquivalente, wie
die gesetzliche Mitgliedschaft in den
Wirtschaftskammern im österreichi-
schen Fall: Branchenkollektivverträge
gelten dann auch für Unternehmen, die
nicht einem unterzeichnenden Arbeit-
geberverband angehören.

4.) Hoher Organisationsgrad von Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbän-
den, die an überbetrieblichen Kollektiv-
verträgen interessiert sind: Dies trifft
auf Dänemark und Schweden zu, wo
weder Institutionen mit Außenseiter-
wirkung von Kollektivverträgen noch
Allgemeinverbindlichkeitserklärungen
bestehen. In diesen Fällen existieren
allerdings staatliche Organisationshil-
fen für die Gewerkschaften in Form des
Gent-Systems.

Verhandlungstiefe

Für die Koordinierung von Kollektiv-
verhandlungen sind die horizontale

und die vertikale Steuerungsfähigkeit
der Arbeitgeber- und Gewerkschafts-
dachverbände (konföderale Autorität)
sowie der Arbeitgeberverbände und
Einzelgewerkschaften (verbandliche
Autorität) entscheidend. Auf Gewerk-
schaftsseite geht es dabei um die sta-
tutenmäßige Machtverteilung zwi-
schen den Ebenen sowie um die jewei-
ligen finanziellen Kapazitäten und per-
sonellen Ressourcen. Voraussetzun-
gen für eine hohe verbandliche Steue-
rungsfähigkeit ist eine funktionierende
wechselseitige Artikulation zwischen
Branchen- und Unternehmensebene.
Die Verhandlungstiefe ist umso ausge-
prägter, je stärker die Beteiligung der
GewerkschaftsrepräsentantInnen der
Unternehmensebene in allen Phasen
der Branchenkollektivverhandlungen
ist, also bei der Formulierung der Ver-
handlungsziele, der Festlegung des
Verhandlungsmandats, der Mitwirkung
an den Verhandlungen, der Zustim-
mung zum Verhandlungsergebnis und
der Durchführung und Kontrolle der
Vereinbarungen.

Viele der gewerkschaftlichen Revita-
lisierungsprogramme der letzten Jahre
verliehen gerade dieser stärkeren Be-
teiligung der gewerkschaftlichen Ver-
trauensleute in den Betrieben und den
verbündeten Betriebsräten großen
Stellenwert.

Verhandlungskontrolle

Das Ausmaß, in dem überbetriebli-
che Kollektivverträge die tatsächlichen
Löhne und Arbeitsbedingungen be-
stimmen, hat mehrere Aspekte: ers-
tens die Detailliertheit der Regelungen,
zweitens die Überwachung ihrer
Durchführung und drittens die Disput-
beilegung.

Alles in allem geht aus den Länder-
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studien eine sinkende Verhandlungs-
kontrolle im Beobachtungszeitraum
hervor, v. a. infolge der Dezentralisie-
rungstendenzen und der Schwächung
der Überwachungs- und Schlichtungs-
institutionen. Dezentralisierung, selbst
organisierter Art, führt, wenn sie mehr
als temporäre Abweichungen zulässt,
unweigerlich zu stärker uneinheitlichen
Lohn- und Arbeitsbedingungen und
unterminiert so tendenziell die Schutz-
funktion von Kollektivverträgen.

Bezüglich einer staatlich herbeige-
führten Schwächung der Überwa-
chungsinstitutionen soll das Beispiel
Ungarn erwähnt werden: Das Arbeits-
gesetz von 2012 übertrug das Recht
zur Überwachung der kollektivvertrag-
lich geregelten Arbeitsbedingungen
von den Gewerkschaften auf die Be-
triebsräte und schränkte die Kompe-
tenzen der Gewerbeinspektoren ein.

Inhaltliche Breite

Hier geht es zum einen darum, wel-
che Lohn- und Arbeitsbedingungen
durch die Kollektivverträge geregelt
werden und welche die Unterneh-
mensleitung festsetzt (quantitative Di-
mension), und zum anderen darum,
welche Substanz die kollektivvertragli-
chen Vereinbarungen haben (qualitati-
ve Dimension).

In jenen Ländern, in denen der Dec-
kungsgrad und die Verhandlungskon-
trolle sanken, nahm infolgedessen die
Regelungskapazität der Unterneh-
mensleitungen zulasten jener der Kol-
lektivverträge zu. In den westeuropäi-
schen Staaten wirkte auch die organi-
sierte Dezentralisierung, soweit sie mit
Öffnungsklauseln verbunden war, in
diese Richtung.

In qualitativer Hinsicht bestanden
entgegengerichtete Tendenzen. Eini-

ge Länderstudien stellen eine substan-
zielle Aushöhlung der Kollektivverträge
insofern fest, als weniger Inhalte gere-
gelt wurden (z. B. GB). In den Transfor-
mationsländern wiederholten viele Kol-
lektivverträge nur die gesetzlichen Min-
destvorschriften. Allgemein galt, dass
in jenen Ländern, wo Unternehmens-
kollektivverträge dominierten, kaum in-
novative Regelungen getroffen wur-
den, welche die Optionen der Arbeit-
nehmerInnen erweiterten, etwa im Hin-
blick auf die Lage der Arbeitszeit.

Hingegen nahm v. a. in Ländern mit
fest und langfristig etablierten überbe-
trieblichen Verhandlungen die inhaltli-
che Breite von Branchenkollektivver-
träge zu, und dies hinsichtlich qualitati-
ver Aspekte wie bspw. Gleichstellung
von Frauen und Männern und stärkerer
Berücksichtigung der Arbeitszeitanlie-
gen der Beschäftigten bezüglich Lage
und Länge (z. B. Freizeitoption in Ö).

Politische Schlussfolgerungen

Die Länderstudien konstatieren hin-
sichtlich der sechs Dimensionen der
Kollektivverträge zum einen Stabilität
und Resilienz, aber zum anderen
hauptsächlich Erosion, Dezentralisie-
rung und Fragmentierung.

„If there is one feature shared by al-
most all countries covered in this publi-
cation it is that over the past 20 years
the regulatory capacity of collective
bargaining has decreased, albeit to
varying degrees; and that in most
cases policymakers at European and
national level have played an active
role in advancing this development.“
(S. 657f)

Im abschließenden Kapitel diskutie-
ren die Herausgeber Maßnahmen, um
die Regulierungskapazität (Deckungs-
grad, inhaltliche Breite, Verhandlungs-
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kontrolle) der Kollektivverträge in Euro-
pa wieder deutlich anzuheben:

Erstens sind die Gewerkschaften
selbst gefordert, durch umfassende,
systematische und nachhaltige Revita-
lisierungsprogramme ihre organisatori-
schen und gesellschaftlichen Mach-
tressourcen zu stärken.

Zweitens sind Gewerkschaften in
zahlreichen Branchen vieler Länder nur
schwach, sodass eine Stärkung der re-
gulatorischen Kapazität der Kollektiv-
verträge ohne staatliche Unterstützung
nicht möglich sein wird. Ein derartiger
Wiederaufbau bzw. Aufbau der Kollek-
tivvertragssysteme erfordert mithin eine
politische Kehrtwende, und dies auf na-
tionaler und europäischer Ebene, denn
beide beeinflussen einander stark:

„(T)he reversal of the decline of col-
lective bargaining requires a multi-level
approach, including measures at local,
national and European level.“ (S. 664)

Die politischen Instrumente dazu
sind auf europäischer und nationaler
Ebene vorhanden. Hinsichtlich der
wirtschaftspolitischen Steuerung der
EU halten die Herausgeber fest:

„If European policymakers are seri-
ous about supporting strong collective
bargaining institutions this should be
reflected in the measures proposed in
country-specific recommendations as-
sociated with the European Semester.“
(S. 664)

Auf nationaler Ebene sollten die Pro-
gramme zur Unterstützung der regula-
torischen Kapazität der Kollektivver-
tragssysteme je nach Ausgangslage
v. a. folgende Maßnahmen umfassen:
Ÿ die Entschärfung von Repräsenta-

tivitätskriterien für Gewerkschaf-
ten (Gründung, Abschluss von
Kollektivverträgen);

Ÿ die (Wieder-)Verankerung des
Günstigkeitsprinzips;

Ÿ die Einführung von Allgemeinver-
bindlichkeitsmechanismen bzw.
die Implementierung von diesbe-
züglichen Kriterien, welche die
Extension begünstigen;

Ÿ die Aufnahme von Kollektivver-
tragsklauseln im öffentlichen Be-
schaffungswesen.

Ferner schlagen die Herausgeber
die Einrichtung eines Fonds der EU
vor, welcher die Mitgliedstaaten bei der
Errichtung der für überbetriebliche Kol-
lektivverträge notwendigen institutio-
nellen Strukturen nötigenfalls finanziell
unterstützt.

Erforderlich ist nun der politische Wil-
le, derartige Schritte tatsächlich zu set-
zen. Ermutigend ist, dass die OECD,
über Jahrzehnte einer jener internatio-
nalen Organisationen, welche die De-
regulierung und Flexibilisierung der Ar-
beitsmärkte im Allgemeinen und die
Dezentralisierung der Kollektivverträge
im Besonderen vertraten und propa-
gierten, nun (wieder!) die wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Vorteile
von überbetrieblichen Kollektivverträ-
gen und betrieblicher Mitbestimmung
betont.5

Mit den drei Bänden ist es dem EGI
zweifellos gelungen, ein Standardwerk
zu den Kollektivvertragsverhandlun-
gen in der EU vorzulegen. Was wäre
zu kritisieren? Barbara Bechter und
Bernd Brandl (2015) würden vermut-
lich einwenden, dass die erheblichen
und tendenziell größer werdenden Un-
terschiede zwischen den Kollektivver-
handlungspraktiken der Branchen und
den entsprechenden Regulierungska-
pazitäten innerhalb der einzelnen Län-
der nicht ausreichend Berücksichti-
gung finden. Einer derartigen Kritik
wäre weitgehend zuzustimmen. Aller-
dings hätte die Aufnahme branchen-
bezogener Unterschiede den For-
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schungsrahmen gesprengt. In dieser
Hinsicht besteht also noch beträchtli-
cher Forschungsbedarf.

Michael Mesch
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